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A n fra g e 

der Abgeordneten Wolf, Hofmann 
und Genossen 
an den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft hat in ei­
ner Sonderausgabe der Zeitschrift "Förderungsdienst" Folge 
3d/1994 die Broschüre "Mein Betrieb und die EU" herausgegeben. 

Wie andere Kammerzeitungen hat der "Kärntner Bauer, Die Wochen­
zeitschrift der Kammer für Land- und Forstwirtschaft in Kärn­
ten" in seiner Nummer vom 4. Juni 1994 unter der Überschrift 
"Kalkulieren Sie Ihren Betrieb!" Berechnungen über Einkommen 
österreichischer landwirtschaftlicher Betriebe in der EU veröf­
fentlicht. 

Auch der Agrarexperte des WIFO Matthias Schneider hat in sei­
ner Studie "Chancen und Risken der Landwirtschaft im EU-Binnen­
markt" ähnliche Einkommensberechnungen angestellt. 

In allen genannten Fällen wäre ein wesentlicher Schwerpunkt 
ein österreichisches Programm zur Förderung einer umweltgerech­
ten, extensiven und den natürlichen Lebensraum schützenden 
Landwirtschaft (ÖPUL), das inhal tl ich und finanziell von den 
zuständigen Stellen der EU offiziell genehmigt ist. 
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Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Bundesmi­
nister für Land- und Forstwirtschaft folgende 

A n fra g e 

1. Sie schreiben in der Broschüre "Mein Betrieb und die EU", 
daß ÖPUL von der EU "vorapprobiert" ist, obwohl die gefor­
derte Übereinstimmung mit der Verordnung (EWG) Nr. 
2078/92 DES RATES vom 30. Juni 1992 von Experten bezwei­
felt wird. Sind Sie bereit, Herr Bundesminister, öffent­
lich zu erklären, daß "vorapprobiert" garantiert, daß die­
ses Programm in Österreich vollinhaltlich Wirklichkeit 
wird? Im EURO PA-ABKOMMEN vom 22. April 1994 wurde die 
durch Österreich notwendige Finanzierung abgesichert. 

2. Wenn Sie die Frage 1. mit Ja beantworten, warum wurde 
dann den betroffenen landwirtschaftlichen Betrieben nicht 

bereits die Richtlinien mitgeteilt, wie das zum Beispiel 

die Österreichische Jungbauernschaft bei ihrer Präsidial­
sitzung am 28. Juni 1994 in Graz und der ÖVP-Bauernbund­

präsident Schwarzenberger am 1. Juli 1994 laut AIZ gefor­
dert haben? 

3. Wenn Sie die Frage 1. nicht mit einem uneingeschränkten 
Ja beantworten können, übernehmen Sie die Verantwortung 
gegenüber allen bäuerlichen Betrieben, die aufgrund Ihrer 

Broschüre oder der Veröffentlichungen in den Landwirt­
schaftskammerzeitungen bereits Maßnahmen für die Zukunft 
gesetzt haben? Wenn nicht, wer ersetzt diesen Betrieben 

den möglichen Schaden? 
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